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Entschließung 

des Nationalrates vom 9. Juli 2003 

betreffend Sicherung der Menschenrechte durch die Tschechische Republik 

Die Bundesregierung wird ersucht, bis zur bevorstehenden Ratifizierung des Vertrages 
über den Beitritt der Tschechischen Republik und der anderen Staaten zur Europäischen 
Union sicher zu stellen, dass in weiteren Gesprächen mit der Tschechischen Republik 
über die Frage jener Gesetze und Dekrete aus dem Jahre 1945 und 1946, die sich auf 
die Vertreibung von einzelnen Volksgruppen in der ehemaligen Tschechoslowakei 
beziehen, unter Einbindung der betroffenen Interessensvertretungen eine 
menschenrechtskonforme Lösung erzielt wird. 
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